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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Ende April lancierte der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband seine im
letzten Jahr angekündigte Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten». Damit will er auf
Vorstösse des Hauseigentümerverbandes reagieren, welche die Preisgabe des heutigen
Mieterschutzes, den Wechsel zur Marktmiete und mit der Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» weitere Steuerprivilegien fordern. Die Initianten betonten,
Investoren nicht abschrecken zu wollen und das Recht auf eine angemessene, faire
Rendite für die langfristigen Kapitalanleger in Wohnliegenschaften anzuerkennen. Ihr
Ziel sei es, Mieterinnen und Mieter vor Spekulation und Missbräuchen zu schützen, wie
z.B. Kündigungen für Luxusrenovationen oder Preissprünge durch Mieterwechsel.
Konkret verlangt die Initiative eine Änderung von Artikel 34septies der
Bundesverfassung und einen neuen Artikel 24, welche die automatische Weitergabe von
Hypothekarzinssenkungen an die Mieterschaft enthalten. Neu wäre anstelle des
aktuellen Hypothekarzinssatzes ein über fünf Jahre geglätteter Durchschnittszinssatz
als Berechnungsgrundlage für die Mieten massgebend. Darüber hinaus zielt die
Initiative auf einen wesentlich verstärkten Kündigungs- und Preisschutz ab: Neu sollen
Mieterinnen und Mieter nicht bloss „missbräuchliche“, sondern alle
„ungerechtfertigten“ Kündigungen anfechten können. Im Streitfall muss der Vermieter
beweisen, dass die Kündigung aus einem schützenswerten Interesse erfolgte und
verhältnismässig ist. Mietzinsanpassungen wären nur noch aufgrund der ausgewiesenen
Kostenentwicklung, allfälliger Mehrleistungen oder zur Kaufkraftsicherung des
risikotragenden Kapitals zulässig. Eine Anpassung an die ortsüblichen Mieten wäre
dagegen während der Dauer eines Mietverhältnisses nicht mehr möglich und auch mit
dem Hinweis auf eine ungenügende Rendite könnte eine Mietzinserhöhung nicht
begründet werden. Laut einem im August gefällten Bundesgerichtsurteil ist es zulässig,
bei Hypothekarzinssenkungen den bisherigen Mietzins beizubehalten, wenn er
quartier- oder ortsüblich ist. Der Mieterverband kritisierte den Entscheid als weiteren
Schritt Richtung Marktmiete. Der Hauseigentümerverband verurteilte die Initiative als
„volkswirtschaftlich schädlich“ und widersprach der Behauptung, dass sie dem
Vermieter eine angemessene Rendite garantiere. Die Initiative gefährde künftige
Investitionen im Wohnungsbau.

Einer parlamentarischen Initiative Thanei (sp, ZH) (96.407), die in die gleiche Richtung
wie die Volksinitiative zielte und u.a. ebenfalls einen geglätteten Durchschnittszinssatz
forderte, wurde in der Wintersession vom Nationalrat mit 113 zu 62 Stimmen keine
Folge gegeben. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Eine Motion Thanei (sp, ZH) verlangte eine Änderung des Obligationenrechts
dahingehend, dass Mietzinserhöhungen wegen wertvermehrenden Investitionen, die
mehr als 10% der bisherigen Miete ausmachen, in Zukunft nur zeitlich gestaffelt
realisiert werden dürfen. Sie wurde vom Nationalrat abgewiesen. Die Gegner der
Vorlage behaupteten, die Annahme der Motion könnte sich negativ auf die notwendige
Erneuerung der Wohnsubstanz auswirken. 2

MOTION
DATUM: 16.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Nationalrat überwies eine Motion Thanei (sp, ZH) zur Beschränkung der
Nachzahlungen von Wohnungsnebenkosten als Postulat. Die Sozialdemokratin hatte
eine Änderung des Obligationenrechts verlangt, welche Nachzahlungen nur noch in der
Höhe eines Viertels der jährlichen Vorauszahlungen zugelassen hätte. Viele Vermieter
würden sich durch eine unvollständige Deklaration der Nebenkosten auf dem Papier
eine bessere Marktposition schaffen, nachträglich aber hohe Nachzahlungen
einfordern. Dieses Vorgehen entspreche einem unlauteren Wettbewerb. 3

MOTION
DATUM: 05.06.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Auf Antrag seiner Rechtskommission lehnte der Nationalrat die Mieterinitiative ab und
sprach sich grundsätzlich für den indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates aus.
Dieser will auf die Hypothekarzinsbindung verzichten und die Mietpreise in Zukunft am
Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) anbinden. Das Kriterium der
missbräuchlichen Miete bleibt erhalten. Bemessungsgrundlage bleibt die
quartiersübliche Vergleichsmiete.

Umstritten war jedoch die Frage, zu welchem Prozentsatz die Teuerung gemäss LIK auf
die Mieten überwälzt werden soll. Der Bundesrat schlug eine Überwälzung zu 80% vor.
Vallender (fdp, AR) stellte den Antrag, hier keine dirigistischen Schranken einzubauen
und den Vermietern das Recht auf eine 100prozentige Überwälzung zu erteilen. Für die
Mietervertreter forderte Thanei (sp, ZH) hingegen eine Limitierung bei maximal 60%.
Bundesrat Couchepin erklärte, eine Überwälzung von mehr als 80% der Teuerung
könnte wiederum die Teuerung verstärken, weil die Mieten selbst zu 20% im LIK
enthalten sind. Schliesslich akzeptierte die Ratsmehrheit die vom Bundesrat
vorgesehenen 80%. Bei der Festlegung der Vergleichsmiete waren die Vertreter der
Vermieterseite erfolgreich: Sie setzten durch, dass nicht nur Luxuswohnungen, sondern
auch alle Genossenschafts- und Gemeindewohnungen aus der quartiersweisen
Berechnung der Vergleichsmiete ausgeschlossen werden. FDP- und SVP-Vertreter
versuchten allerdings vergeblich, eine Kumulation beider Systeme, Indexmiete und
Vergleichsmiete, zu erwirken. Keine Chance hatten auch zwei mieterfreundliche
Anträge nach einem Ausbau des Kündigungsschutzes und zur Einführung einer
Schutzklausel bei übermässig ansteigender Teuerung. Zudem strich eine bürgerliche
Mehrheit im Rat die vom Bundesrat als Neuerung vorgeschlagene staatliche
Kostenübernahme bei Verhandlungen vor den Mietgerichten. Der Nationalrat
genehmigte den bereinigten Gegenvorschlag mit 95 zu 54 Stimmen. Die Mieterseite
liess erkennen, dass sie dem Gesetz unter diesen Umständen nie zustimmen werde.
Zudem wurde die Behandlungsfrist der Initiative um ein weiteres Jahr verlängert. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Während des Differenzbereinigungsverfahrens zur Teilrevision des Mietrechts
schwenkte die Rechtskommission des Nationalrats auf ein neues Konzept, den „accord
romand“, um. Dieser Kompromiss zwischen Mieter- und Vermieterkreisen aus der
Romandie orientierte sich im Wesentlichen an den Regeln des Status quo, koppelt die
Mietzinse jedoch statt an den Hypothekarzins neu an den Landesindex der
Konsumentenpreise. Während der Schweizerische Mieterverband den Rückzug seiner
Initiative in Aussicht stellte, falls das Parlament den accord übernehmen sollte, lehnten
ihn die Deutschschweizer Hauseigentümer strikte ab. In der Frühlingssession folgte der
Nationalrat einem Ordnungsantrag des Präsidenten des Zürcher
Hauseigentümerverbandes Hegetschweiler (fdp, ZH) und strich die Mietrechtsrevision
vom Sessionsprogramm, da das mit Stichentscheid der Kommissionspräsidentin
beschlossene Konzept noch nicht behandlungsreif sei; Kommissionspräsidentin Thanei
(sp, ZH) unterlag mit ihrem Antrag, das Geschäft auf die dritte Sessionswoche zu
verschieben. Mit Unterstützung der Mehrheit der CVP und eines Teils der FDP hiess der
Rat mit 93:74 Stimmen jedoch einen weiteren Ordnungsantrag der Zürcherin gut, die
Volksabstimmung über die Initiative "Ja zu fairen Mieten" auszusetzen, bis die
Bundesversammlung über den indirekten Gegenvorschlag endgültig beschlossen habe.
Mit 102:60 (Nationalrat) respektive 35:4 Stimmen (Ständerat) empfahl das Parlament die
Volksinitiative „Ja zu fairen Mieten“ zur Ablehnung. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2002
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession lehnte der Nationalrat eine Lockerung des Mieterschutzes für
Geschäftsräume, wie sie der Ständerat vorsah, ab. Anschliessend verwarf er mit 95:83
Stimmen den „accord romand“ und folgte dem Minderheitsantrag Cina (cvp, VS), der
wie die kleine Kammer die Vergleichsmiete als Mittel zur Mietzinsüberprüfung vorsah.
Mit grossem Mehr schloss er sich der ständerätlichen Lösung an, die es Mieterinnen
und Mietern erstmals nach fünf Jahren erlaubt, eine Überprüfung des Mietzinses zu
verlangen und nahm damit ein Anliegen der Mieterinitiative auf; gegen die Stimmen der
SP verzichtete die grosse Kammer jedoch auf einen weitergehenden Kündigungsschutz.
Dafür sollten auch Genossenschafts- und Sozialwohnungen in die Vergleichsmiete
einbezogen werden. Nachdem Thanei (sp, ZH) die Forderung, dass Vermieter die Mieten
alle fünf Jahre an die Vergleichsmieten anpassen könnten, als Schicksalsartikel
qualifiziert hatte und Bundesrat Couchepin eine Niederlage in der Volksabstimmung
befürchtete, lehnte die Volkskammer diesen Antrag der Vermieterseite ab. Schliesslich
beschloss sie, dass Investitionen für energetisch wirksame Massnahmen im Sinne des
CO2-Gesetzes nur zu 50-70% (statt zu 100%) als wertvermehrend auf den Mietzins

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2002
MAGDALENA BERNATH
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überwälzt werden können; sie begründete dies damit, dass steuerlich begünstigte
Investitionen nicht voll auf die Mieterschaft überwälzt werden sollen. Zur Methode zum
Vergleich der Marktmieten siehe auch die Frage Garbani (sp, NE) (01.1121). 6

Ebenfalls in der Herbstsession beriet der Nationalrat eine parlamentarische Initiative
Thanei (sp, ZH), welche eine Verstärkung des Kündigungsschutzes bei
Mietverhältnissen forderte. Während das bisherige Mietrecht bei Verzug der Zahlung
von fälligen Mietzinsen und Nebenkosten nach unbenütztem Ablauf einer Frist eine
Kündigung des Mietverhältnisses vorsieht, beantragte der Vorstoss, die Kündigung auf
die Zahlung fälliger Mietzinse zu beschränken, da die Nebenkosten in den letzten
Jahren stark angestiegen seien und der Mieter diesen Forderungen allenfalls nicht auf
der Stelle nachkommen könne. Der Nationalrat beschloss mit grosser Mehrheit, der
Initiative keine Folge zu geben und schloss sich der vorberatenden Kommission RK-NR
an, die aufgrund bestehender Regelungen zum Schutz der Mieter eine solche Änderung
als unnötig erachtete. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2009
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Raumplanung und Wohnungswesen

Die Mieterverbände aus der Deutsch- und der Westschweiz sowie aus dem Tessin
schlossen sich im Berichtsjahr zu einer Dachorganisation zusammen, die den
bisherigen Schweizerischen Mieterverband ablöst. Dessen bisherige Präsidentin Anita
Thanei (sp, ZH) trat als Präsidentin zurück, blieb aber im Vorstand des neuen
Dachverbands, dem Martina Carobbio (sp, TI) vorsteht. 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.10.2010
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 1996, S. 2382 ff.; BBl, 1996, II, S. 536 ff.; Presse vom 14.12.96.; Presse vom 27.4.96.; Presse vom 7.8.96.
2) AB NR, 1999, S. 1175 ff.
3) AB NR, 2000, S. 489.
4) AB NR, 2000, S. 1366 ff., 1376 ff. und 1467 ff.; TA, 6.12., 12.12 und 16.12.00; NZZ, 12.12.00.; AB NR, 2000, S. 1490; AB SR,
2000, S. 937
5) AB NR, 2002, S. 204; AB SR, 2002, S. 109; BBl, 2002, S. 2737 ff.; AB NR, 2002, S. 29 ff. und 201 ff.; 24h und LT, 9.2.02; Lib.,
LT und TA, 12.2.02 (accord romand); Presse vom 13.2. (Kommissionsberatung) und vom 13.3.02 (Parlamentsberatung); Presse
vom 24.4.02.
6) AB NR, 2002, S. 686 ff.; Presse vom 25.5.02; NZZ, 31.5.02; AZ, 1.6.02; SGT und 24h, 5.6.02; Presse vom 6.6.02; LT, 24.8.02
(Kommissionsberatung SR).; AB NR, 2002, S. 475 und I, Beilagen, S. 225 f.
7) AB NR, 2009, S. 1654 ff.
8) LT, 15.10.10.
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